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(2) Lüftungsanlagen müssen, soweit es der Brandschutz er-
fordert, so angeordnet und ausgebildet sein, dass Feuer und
Rauch ausreichend lang nicht in andere Räume übertragen
werden können. 

(3) 1Leitungsanlagen sind in notwendigen Treppenräumen,
in Räumen nach § 35 Abs. 3 Satz 3 und in notwendigen Fluren
nur zulässig, wenn die Nutzung dieser Treppenräume, Räume
und Flure als Rettungsweg im Brandfall ausreichend lang
möglich ist. 2Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 gelten für Leitungs-
anlagen entsprechend.

(4) Für Installationsschächte und -kanäle, raumlufttechni-
sche Anlagen und Warmluftheizungen gelten die Absätze 1
und 2 entsprechend.

§ 40

Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen zur Energieerzeugung,
Brennstoffversorgungsanlagen und Brennstofflagerung

(1) Feuerstätten und Abgasanlagen wie Schornsteine, Abgas-
leitungen und Verbindungsstücke (Feuerungsanlagen) müssen
betriebssicher und brandsicher sein. 

(2) Feuerstätten dürfen in Räumen nur aufgestellt werden,
wenn nach der Art der Feuerstätte und nach Lage, Größe, bau-
licher Beschaffenheit und Nutzung des Raumes Gefahren nicht
entstehen.

(3) 1Die Abgase der Feuerstätten sind, soweit dies erforder-
lich ist, durch Abgasanlagen abzuleiten, sodass Gefahren oder
unzumutbare Belästigungen nicht entstehen. 2Abgasanlagen
müssen in solcher Zahl und Lage vorhanden und so beschaf-
fen sein, dass alle Feuerstätten des Gebäudes ordnungsgemäß
betrieben werden können. 3Die Abgasanlagen müssen leicht
und sicher zu reinigen sein.

(4) 1Behälter und Rohrleitungen für brennbare Gase oder
Flüssigkeiten müssen betriebssicher und brandsicher sein.
2Behälter nach Satz 1 sind so aufzustellen, dass Gefahren oder
unzumutbare Belästigungen nicht entstehen. 3Satz 2 gilt für
das Lagern von festen Brennstoffen entsprechend.

(5) Für die Aufstellung von ortsfesten Verbrennungsmotoren,
Blockheizkraftwerken, Brennstoffzellen und Verdichtern sowie
die Ableitung ihrer Verbrennungsgase gelten die Absätze 1 bis 3
entsprechend.

(6) Feuerungsanlagen, ortsfeste Verbrennungsmotoren und
Blockheizkraftwerke dürfen, auch wenn sie geändert worden
sind, erst in Betrieb genommen werden, wenn die Bezirks-
schornsteinfegermeisterin oder der Bezirksschornsteinfeger-
meister ihre sichere Benutzbarkeit sowie die Tauglichkeit und
sichere Benutzbarkeit der zugehörigen Schornsteine und Lei-
tungen zur Abführung der Abgase oder Verbrennungsgase ge-
prüft und bescheinigt hat.

§ 41

Anlagen zur Wasserversorgung, 
für Abwässer und Abfälle

(1) 1Gebäude mit Aufenthaltsräumen müssen, soweit es ihre
Benutzung erfordert, eine Versorgung mit Trinkwasser haben,
die dauernd gesichert ist. 2Zur Brandbekämpfung muss eine
ausreichende Wassermenge in einer den örtlichen Verhältnis-
sen entsprechenden Weise zur Verfügung stehen.

(2) 1Bei baulichen Anlagen müssen die einwandfreie Besei-
tigung der Abwässer und die ordnungsgemäße Entsorgung der
Abfälle dauernd gesichert sein. 2Das gilt auch für den Verbleib
von Exkrementen und Urin, jeweils auch mit Einstreu, aus
der Haltung von Nutztieren sowie für Gärreste.

(3) 1Jede Wohnung muss einen eigenen Wasserzähler ha-
ben. 2Dies gilt nicht bei Nutzungsänderungen, wenn die An-
forderung nach Satz 1 nur mit unverhältnismäßigem Mehr-
aufwand erfüllt werden kann. 

§ 42

Blitzschutzanlagen

Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart oder Benut-
zung Blitzschlag leicht eintreten oder zu schweren Folgen
führen kann, müssen mit dauernd wirksamen Blitzschutzan-
lagen versehen sein.

S e c h s t e r  T e i l

Nutzungsbedingte Anforderungen an bauliche Anlagen

§ 43

Aufenthaltsräume

(1) 1Aufenthaltsräume müssen eine für ihre Benutzung aus-
reichende Grundfläche und eine lichte Höhe von mindestens
2,40 m über mindestens zwei Dritteln ihrer Grundfläche ha-
ben. 2Bei der Bemessung der Grundfläche nach Satz 1 bleiben
Raumteile mit einer lichten Höhe bis 1,50 m außer Betracht. 

(2) 1Für Aufenthaltsräume, die im obersten Geschoss im
Dachraum liegen, genügt eine lichte Höhe von 2,20 m über
mindestens der Hälfte ihrer Grundfläche. 2Absatz 1 Satz 2 und
§ 2 Abs. 7 Satz 4 gelten entsprechend. 3Die Sätze 1 und 2 gel-
ten auch für Aufenthaltsräume, deren Grundfläche überwie-
gend unter Dachschrägen liegt.

(3) Aufenthaltsräume müssen unmittelbar ins Freie führen-
de Fenster von solcher Zahl, Größe und Beschaffenheit haben,
dass die Räume das erforderliche Tageslicht erhalten und zweck-
entsprechend gelüftet werden können (notwendige Fenster).

(4) Räume in Kellergeschossen sind als Aufenthaltsräume
nur zulässig, wenn das Gelände vor den notwendigen Fens-
tern der Räume in einer für gesunde Wohn- oder Arbeitsver-
hältnisse ausreichenden Entfernung und Breite nicht mehr als
70 cm über deren Fußboden liegt.

(5) 1Aufenthaltsräume, die nicht dem Wohnen dienen,
brauchen die Anforderungen der Absätze 3 und 4 nicht zu er-
füllen, soweit durch besondere Maßnahmen oder Einrichtun-
gen sichergestellt wird, dass den Anforderungen des § 3
entsprochen wird und die Rettung von Menschen möglich ist.

§ 44

Wohnungen

(1) 1Jede Wohnung muss von anderen Wohnungen oder an-
deren Räumen baulich abgeschlossen sein und einen eigenen
abschließbaren Zugang unmittelbar vom Freien oder von einem
Treppenraum, Flur oder Vorraum haben. 2Satz 1 gilt nicht für
Wohngebäude mit nicht mehr als zwei Wohnungen. 3Werden
Wohnungen geteilt, so müssen die Anforderungen nach Satz 1
nicht erfüllt werden, wenn unzumutbare Belästigungen oder
erhebliche Nachteile für die Benutzerinnen und Benutzer der
Wohnungen nicht entstehen.

(2) 1In Gebäuden, die nicht nur dem Wohnen dienen, müs-
sen Wohnungen einen eigenen Zugang haben. 2Gemeinsame
Zugänge sind zulässig, wenn Gefahren oder unzumutbare Be-
lästigungen für die Benutzerinnen und Benutzer der Wohnun-
gen nicht entstehen.

(3) 1Jede Wohnung muss eine Küche oder Kochnische ha-
ben. 2Küchen und Kochnischen sind ohne Fenster zulässig,
wenn sie wirksam gelüftet werden können. 

(4) In Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen oder auf
dem Baugrundstück solcher Gebäude muss

1. leicht erreichbarer und gut zugänglicher Abstellraum für
Rollatoren, Kinderwagen und Fahrräder sowie

2. Abstellraum für jede Wohnung 

in ausreichender Größe zur Verfügung stehen.
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(5) 1In Wohnungen müssen Schlafräume und Kinderzimmer
sowie Flure, über die Rettungswege von Aufenthaltsräumen
führen, jeweils mindestens einen Rauchwarnmelder haben.
2Die Rauchwarnmelder müssen so eingebaut oder angebracht
und betrieben werden, dass Brandrauch frühzeitig erkannt
und gemeldet wird. 3In Wohnungen, die bis zum 31. Oktober
2012 errichtet oder genehmigt sind, hat die Eigentümerin
oder der Eigentümer die Räume und Flure bis zum 31. Dezem-
ber 2015 entsprechend den Anforderungen nach den Sätzen 1
und 2 auszustatten. 4Für die Sicherstellung der Betriebsbereit-
schaft der Rauchwarnmelder in den in Satz 1 genannten Räu-
men und Fluren sind die Mieterinnen und Mieter, Pächterin-
nen und Pächter, sonstige Nutzungsberechtigte oder andere
Personen, die die tatsächliche Gewalt über die Wohnung aus-
üben, verantwortlich, es sei denn, die Eigentümerin oder der
Eigentümer übernimmt diese Verpflichtung selbst. 5§ 56 Satz 2
gilt entsprechend.

§ 45

Toiletten und Bäder

(1) 1Jede Wohnung muss mindestens eine Toilette sowie
eine Badewanne oder Dusche haben. 2Für bauliche Anlagen,
die für einen größeren Personenkreis bestimmt sind, muss
eine ausreichende Anzahl von Toiletten vorhanden sein.

(2) Toilettenräume und Räume mit Badewannen oder Du-
schen müssen wirksam gelüftet werden können.

§ 46

Bauliche Anlagen für Kraftfahrzeuge

1Garagen, insbesondere Parkhäuser, sowie Stellplätze müs-
sen einschließlich ihrer Nebenanlagen verkehrs- und betriebs-
sicher sein und dem Brandschutz genügen. 2Satz 1 ist auf
Ausstellungs-, Verkaufs-, Werk- und Lagerräume für Kraft-
fahrzeuge sowie auf Räume zum Abstellen nicht ortsfester Ge-
räte mit Verbrennungsmotoren sinngemäß anzuwenden.

§ 47

Notwendige Einstellplätze

(1) 1Für bauliche Anlagen, die einen Zu- und Abgangsver-
kehr mit Kraftfahrzeugen erwarten lassen, müssen Einstell-
plätze in solcher Anzahl und Größe zur Verfügung stehen,
dass sie die vorhandenen oder zu erwartenden Kraftfahrzeuge
der ständigen Benutzerinnen und Benutzer und der Besuche-
rinnen und Besucher der Anlagen aufnehmen können; wird
die erforderliche Anzahl der Einstellplätze durch eine örtliche
Bauvorschrift festgelegt, so ist diese Festlegung maßgeblich
(notwendige Einstellplätze). 2Wird die Nutzung einer Anlage
geändert, so braucht, auch wenn ihr notwendige Einstellplätze
bisher fehlten, nur der durch die Nutzungsänderung verur-
sachte Mehrbedarf gedeckt zu werden. 3Die Einstellplatzpflicht
nach den Sätzen 1 und 2 entfällt, soweit die Gemeinde durch
örtliche Bauvorschrift nach § 84 Abs. 2 oder durch städtebau-
liche Satzung die Herstellung von Garagen und Stellplätzen
untersagt oder einschränkt.

(2) Wird in einem Gebäude, das am 31. Dezember 1992 er-
richtet war, eine Wohnung geteilt oder Wohnraum durch Än-
derung der Nutzung, durch Aufstocken oder durch Änderung
des Daches eines solchen Gebäudes geschaffen, so braucht der
dadurch verursachte Mehrbedarf an Einstellplätzen nicht ge-
deckt zu werden, wenn dies nicht oder nur unter außerge-
wöhnlichen Schwierigkeiten entsprechend dem öffentlichen
Baurecht auf dem Baugrundstück möglich ist.

(3) 1Die Bauaufsichtsbehörde kann die Pflicht zur Herstel-
lung notwendiger Einstellplätze, ausgenommen für Wohnun-
gen, auf Antrag aussetzen,

1. solange ständigen Benutzerinnen und Benutzern der bau-
lichen Anlage Zeitkarten für den öffentlichen Personen-
nahverkehr verbilligt zur Verfügung gestellt werden und

2. soweit hierdurch ein verringerter Bedarf an notwendigen
Einstellplätzen erwartet werden kann.

2Wird die Pflicht zur Herstellung notwendiger Einstellplätze
ganz oder teilweise ausgesetzt, so ist zum 1. März eines jeden
Jahres der Bauaufsichtsbehörde nachzuweisen, ob und inwie-
weit die Voraussetzungen für die Aussetzung noch erfüllt
sind. 3Soweit der Nachweis nicht erbracht wird, ist die Aus-
setzung zu widerrufen.

(4) 1Die notwendigen Einstellplätze müssen auf dem Bau-
grundstück oder in dessen Nähe auf einem anderen Grund-
stück gelegen sein, dessen Benutzung zu diesem Zweck durch
Baulast gesichert ist. 2Eine Sicherung durch Baulast ist auch
erforderlich, wenn die notwendigen Einstellplätze für ein
Grundstück auf einem anderen Grundstück liegen und beide
Grundstücke ein Baugrundstück nach § 2 Abs. 12 Satz 2 bil-
den. 3Sind notwendige Einstellplätze nach öffentlichem Bau-
recht auf dem Baugrundstück oder in dessen Nähe unzulässig,
so können sie auch auf Grundstücken gelegen sein, die vom
Baugrundstück mit einem öffentlichen oder vergleichbaren
Verkehrsmittel leicht erreichbar sind.

(5) 1Auf Verlangen der Bauherrin oder des Bauherrn wird
zugelassen, dass die Pflicht zur Herstellung der notwendigen
Einstellplätze, ausgenommen die Einstellplätze nach § 49
Abs. 2 Satz 2, durch die Pflicht zur Zahlung eines Geldbetra-
ges an die Gemeinde ersetzt wird, soweit die Gemeinde dies
durch Satzung bestimmt oder im Einzelfall zugestimmt hat.
2Zur Zahlung des Geldbetrages sind die Bauherrin oder der
Bauherr und die nach § 56 Verantwortlichen als Gesamt-
schuldner verpflichtet, sobald und soweit die bauliche Anlage
ohne notwendige Einstellplätze in Benutzung genommen
wird. 3Im Fall einer Zulassung nach Satz 1 kann die Bauge-
nehmigung von einer Sicherheitsleistung abhängig gemacht
werden.

(6) 1Der Geldbetrag nach Absatz 5 ist nach dem Vorteil zu
bemessen, der der Bauherrin oder dem Bauherrn oder den
nach § 56 Verantwortlichen daraus erwächst, dass sie oder er
die Einstellplätze nicht herzustellen braucht. 2Die Gemeinde
kann den Geldbetrag durch Satzung für das Gemeindegebiet
oder Teile des Gemeindegebietes einheitlich festsetzen und
dabei auch andere Maßstäbe wie die durchschnittlichen örtli-
chen Herstellungskosten von Parkplätzen oder Parkhäusern
zugrunde legen.

(7) Die Gemeinde hat den Geldbetrag nach Absatz 5 zu ver-
wenden für

1. Parkplätze, Stellplätze oder Garagen,

2. Anlagen und Einrichtungen für den öffentlichen Personen-
nahverkehr,

3. a) Anlagen zum Abstellen von Fahrrädern,

b) Fahrradwege oder

c) sonstige Anlagen und Einrichtungen,

die den Bedarf an Einstellplätzen verringern.

§ 48

Fahrradabstellanlagen

(1) 1Für bauliche Anlagen, die einen Zu- und Abgangsverkehr
mit Fahrrädern erwarten lassen, ausgenommen Wohnungen,
müssen Fahrradabstellanlagen in solcher Größe zur Verfügung
stehen, dass sie die vorhandenen oder zu erwartenden Fahrrä-
der der ständigen Benutzerinnen und Benutzer und der Besu-
cherinnen und Besucher der Anlagen aufnehmen können.
2Fahrradabstellanlagen nach Satz 1 müssen leicht erreichbar
und gut zugänglich sein. 3§ 47 Abs. 4 Satz 1 gilt sinngemäß.

(2) Fahrradabstellanlagen brauchen für Besucherinnen und
Besucher der Anlagen nicht errichtet zu werden, wenn dies
nicht oder nur unter außergewöhnlichen Schwierigkeiten auf
dem Baugrundstück möglich ist.


